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Wie sollen der Bund und die Län-
der kooperieren, damit die Hoch-
schulfinanzierung gesichert ist, 
und wie stehen Sie zu Bundesuni-
versitäten?

CDU/CSU: Wir wollen eine 
Grundgesetzänderung des Art. 91 b 
GG, die dem Bund in Abstimmung 
mit den Ländern die Beteiligung an 
institutionellen Finanzierungsauf-
gaben in den Hochschulen ermögli-
chen würde. Wir werden weiter für 
mehr Möglichkeiten des Bundes bei 
der Stärkung der Hochschulen wer-
ben, ohne andere im Moment nicht 
mehrheitsfähige Dinge damit auto-
matisch auszuschließen. Im deut-
schen Wissenschaftssystem hat sich 
die gemeinsame Verantwortung 
von Bund und Ländern etwa bei der 
außeruniversitären Forschung be-
währt. Diese gemeinsame Verant-

wortung gilt es, auch bei den Hoch-
schulen zu stärken. Reine Bundes-
universitäten lassen aus heutiger 
Perspektive keinen Mehrwert für 
dieses Ziel erkennen.

Die Linke: Das Kooperationsver-
bot zwischen Bund und Ländern in 
der Bildung muss aufgehoben und 
stattdessen eine umfassende Ge-
meinschaftsaufgabe Bildung und 
Wissenschaft im Artikel 91b im 
Grundgesetz verankert werden. 
Darüber hinaus soll das Kooperati-
onsverbot in Artikel 104b Grund-
gesetz aufgehoben werden, um so 
alleinige Finanzierungen des Bun-
des oder gemeinsame Finanzierun-
gen des Bundes und der Länder in 
Bildung, Wissenschaft und For-
schung zu ermöglichen. Der Bund 
soll sich dauerhaft an der Finanzie-
rung der Studienplätze beteiligen.

Wir schlagen vor, den Finanzie-
rungsschlüssel der außeruniversi-
tären Forschung zu vereinheitli-
chen und in der Nähe des derzeiti-
gen Stands von 70 Prozent Bundes- 
und 30 Prozent Länderanteil zu fi-
xieren.

Bundesuniversitäten lehnen wir 
als Fortsetzung einer falschen Poli-
tik der Zersplitterung der leis-
tungsfähigen Wissenschaftsland-
schaft ab. Wir brauchen keine 
Leuchttürme in einer Wüste der 
Unterfinanzierung, sondern Leis-
tungsfähigkeit in der Breite.

Die Linke will ein Bund-Länder-
Investitionsprogramm für die 
Hochschulen. Wir wollen die Zah-

lungen der Entflechtungsmittel auf 
eine Milliarde Euro bei fortgesetz-
ter Zweckbindung erhöhen und in 
den Folgejahren um drei Prozent 
jährlich steigern. Die Förderung 
von Forschungsbauten sollte in 
dieser Summe aufgehen. Die Ge-
meinsame Wissenschaftskonferenz 
sollte über ein Investitionspro-
gramm in gleicher Höhe beraten. 
Dieses könnte sowohl die Förde-
rung der hochschulischen wie auch 
der sozialen Infrastrukturen ent-
halten. Zudem ist insbesondere bei 
Bibliotheken und IT-Abteilungen 
im Zuge der Digitalisierung von 
Wissenschaft ein steigender Inves-
titionsbedarf zu decken.

SPD: Wir wollen das Kooperati-
onsverbot durch einen kooperati-
ven Bildungsföderalismus ersetzen, 
indem wir es bei der Bildung im 
Grundgesetz aufheben, und wir 
sprechen uns für einen neuen 
Grundgesetzartikel 104c aus, in 
dem dauerhafte Finanzhilfen des 
Bundes für Bildung und Wissen-
schaft ermöglicht werden. Wir wer-
den die Grundfinanzierung der 

Parteien zur Wahl

BPolitikV

„Angenommen, Sie sind nach der Bundestagswahl an der Regierung

beteiligt ...“ – Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU, Die Linke, FDP und SPD  

beantworten elf Fragen der Nachrichten aus der Chemie und vom

Verband Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland.
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Hochschulen stärken, um die Qua-
lität der Lehre zu verbessern.

Bessere Perspektiven für den wis-
senschaftlichen Nachwuchs sind ein 
Kernanliegen unserer Wissen-
schaftspolitik. Ein Pakt für zu-
kunftsfähige Personalstrukturen 
und den wissenschaftlichen Nach-
wuchs soll das Wissenschaftszeit-
vertragsgesetz reformieren, Min-
deststandards für nachhaltige Be-

soll der Bund größere Verantwor-
tung übernehmen – etwa bei der 
gemeinsamen Finanzierung der au-
ßeruniversitären Forschung.

FDP: Das Zusammenwirken von 
Bund und Ländern muss erleichtert 
werden. In diesem Sinn ist der 
Grundgesetzartikel 91b zu erwei-
tern. Wir wollen die dauerhafte Be-
teiligung des Bundes an der institu-
tionellen Förderung von Hoch-
schulen und Kooperationen von 
Hochschulen mit Einrichtungen 
der außeruniversitären Forschung.  
 
Welche Förderprogramme planen 
Sie, welche stellen Sie auf den 
Prüfstand, und was folgt auf die 
Exzellenzinitiative?

CDU/CSU: Zentrale Förderakti-
vitäten wie die Hightech-Strategie, 
der Pakt für Forschung und Innova-
tion, der Hochschulpakt, die Exzel-
lenzinitiative oder das Gesundheits-
forschungsprogramm sind Erfolge 
dieser Legislaturperiode und laufen 
in die nächste hinein. Hier muss 
nicht das Rad neu erfunden werden, 
sondern diese Erfolge gilt es weiter-
zuentwickeln und auszubauen. Für 
das Wissenschaftssystem wird der 
Wissenschaftsrat im Juli seine Emp-
fehlungen vorlegen. Konkretisie-
rungen bietet das gemeinsame 
Wahlprogramm von CDU und CSU.

Die Linke: Auf den Prüfstand 
wollen wir die marktnahen Tech-
nologieförderprogramme stellen, 
die in der Regel die Industrie vor-
bereitet und entwirft.

Die Exzellenzinitiative schafft 
wenige akademische Leuchttürme 
auf Kosten der Fläche; sie führt we-
gen der zu kurzen Projektdauern 
nicht zu nachhaltiger Hochschul-
entwicklung; sie verbessert weder 
die Lehre noch das Umfeld der Stu-
dierenden; sie schließt Fachhoch-
schulen formal und kleine Universi-
täten faktisch vom Wettbewerb aus. 
Die Erfahrungen zeigen zudem, 
dass die Initiative zu einer inneren 
Entdemokratisierung der Universi-
täten durch neue informelle Ma-
nagementstrukturen geführt hat. 

Positiv sehen wir einige Erfah-
rungen in den ersten beiden För-
derlinien der Graduiertenschulen 

sowie der Exzellenzcluster. Insbe-
sondere scheinen die Kooperati-
onsformen mit der außeruniversi-
tären Forschung sowie die Interdis-
ziplinarität erhaltenswert. Das För-
derinstrument der Graduierten-
schulen lässt sich mit den Kollegs 
der DFG verschmelzen, um eine 
hohe Qualität der strukturierten 
Promotion zu erzielen.

SPD: Wir wollen die Zivilgesell-
schaft stärker als bisher in die Fest-
legung und die finanzielle Ausstat-
tung von Forschungszielen einbin-
den. Zu diesem Zweck wollen wir 
einen Wissenschaftsfonds einrich-
ten, der partizipative und transdis-
ziplinäre Projekte mit besonderer 
gesamtgesellschaftlicher Ausrich-
tung unterstützt. Für die Zeit nach 
der Exzellenzinitiative und zur Zu-
kunft des Wissenschaftssystems er-
stellt der Wissenschaftsrat derzeit 
ein umfangreiches Gutachten.

Bündnis 90 / Die Grünen: For-
schung ist von zentraler Bedeutung 
für die Lösung der gesellschaftli-
chen Herausforderungen. Entspre-
chend breit aufgestellt sind unsere 
Positionen zu bestehenden, zu re-
formierenden und neu einzurich-
tenden Programmen. Wir streben 
ein geordnetes Auslaufen der Exzel-
lenzinitiative an, wollen jedoch die 
Graduiertenschulen und Exzellenz-
cluster, die sich bewährt haben, bei-
behalten und weiterentwickeln. Es 
besteht die Tendenz zu prüfen, wie 
beide ab dem Jahr 2018 in die DFG 
überführt werden können.

FDP: Die Graduiertenschulen 
und der Cluster-Wettbewerb geben 
wichtige Impulse für die Wettbe-
werbsfähigkeit der Universitäten. 
Gleichzeitig fördert der Exzellenz-
wettbewerb die Steuerungsfähigkeit 
der Hochschulen und trägt damit 
zur institutionellen Weiterentwick-
lung der Strategie und Manage-
mentkompetenz bei. Fachhoch-
schulen und private Hochschulen 
sollten ebenfalls am Wettbewerb 
teilnehmen. Gleichzeitig werden 
wir den Ausbau der Studienplatzka-
pazitäten per Hochschulpakt mit 
insgesamt mehr als 19,7 Mrd. Euro 
vorantreiben und den Qualitätspakt 
Lehre fortführen. 

Die Gewerkschaft IG-BCE  
zur Energiepolitik

Der Vorsitzende der Industriege-

werkschaft Bergbau, Chemie, 

Energie (IG-BCE) Michael Vassi-

liadis sagt: „Wir brauchen einen 

neuen Strommarkt, einen Inno-

vationspakt und eine faire Finan-

zierung der Energiewende.“ Er 

hält ein Energieministerium für 

notwendig, denn ohne eine koor-

dinierende Instanz sei die Ener-

giewende nicht zu stemmen. 

http://delivr.com/2nr38

schäftigungsverhältnisse, neue Per-
sonalkategorien und 1000 neue Ju-
niorprofessuren mit Tenure Track 
schaffen. Ein weiteres Kernanliegen 
ist es, die Situation von Frauen im 
Wissenschaftsbetrieb zu verbessern.

Bündnis 90 / Die Grünen: Die 
unzureichende Grundfinanzierung 
der Hochschulen bedroht, was bis-
her eine Stärke des deutschen Wis-
senschaftssystems war: die hohe 
Qualität der Hochschullandschaft. 
Wir wollen einer Trennung in For-
schungshochschulen und Ausbil-
dungshochschulen entgegenwir-
ken und die Lehrqualität verbes-
sern. Damit die Länder ihre Hoch-
schulen besser ausstatten können, 



Wie wollen Sie den Stellenbefris-
tungen an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen entgegen 
wirken, für bessere Arbeitsbedin-
gungen sorgen und den Mittel-
bau stärken?

CDU/CSU: Die Beschäftigungs-
bedingungen an Hochschulen be-
stimmen vor allem die Hochschu-
len. Wissenschaftsfreiheit und Un-
abhängigkeit bedeuten auch Ver-
antwortung für die Mitarbeiter und 
deren Perspektiven. Unter Aus-
schöpfung aller Möglichkeiten, die 
ihm die Verfassung bietet, hat der 
Bund seine Mittel für die Hoch-
schulen etwa durch den Hoch-
schulpakt, den Qualitätspakt Lehre 
oder bei der Forschungsförderung 
in dieser und der letzten Legisla-
turperiode stärker ausgebaut als je-
mals zuvor. Diese Verlässlichkeit 
müssen die Länder für ihre Beiträ-
ge aufgreifen und die Hochschulen 
an die Mitarbeiter weitergeben.

Die Linke:  Als vordringliches 
Problem sehen wir mangelnde Kar-
riereperspektiven und fehlende 
wissenschaftliche Selbstständigkeit 
für den wissenschaftlichen Nach-
wuchs. Neben der Professur sollte 
der Bund unbefristete Stellen för-
dern. Das Anreizprogramm dafür 

soll auf insgesamt 100 000 Neube-
setzungen angelegt sein, die jeweils 
für zwei Jahre mit 10 000 Euro jähr-
lich bezuschusst werden. In den 
kommenden zehn Jahren könnte so 
knapp die Hälfte des wissenschaft-
lichen Personals an den Hochschu-
len auf Dauerstellen gelangen.

Das Wissenschaftszeitvertragsge-
setz muss schnell reformiert wer-
den. Wir brauchen als ersten Schritt 
gesetzliche Mindestvertragslaufzei-
ten von einem Jahr und die verbind-
liche Kopplung der Laufzeit an die 
Qualifikationsphase (Promotion 
etc.) oder Projektlaufzeit. Wir wol-
len zudem die einmalige Tarifsperre 
streichen, damit Gewerkschaften 
und Arbeitgeber spezifische Rege-
lungen verhandeln können.

SPD:  Das Prinzip der „Guten Ar-
beit” muss auch in Wissenschaft 
und Forschung gelten. Wir wollen 
für Tätigkeiten in Wissenschaft und 

Forschung mehr unbefristete Be-
schäftigungschancen und verlässli-
che Berufsperspektiven schaffen, 
auch und gerade jenseits der Profes-
sur auf Lebenszeit, um die Verein-
barkeit von Familie und Beruf zu 
verbessern. Klar ist aber auch, dass 
Befristungen und Zeitverträge bei 
Qualifizierungsstellen nicht zu ver-
meiden sind. Wir werden im Wis-
senschaftszeitvertragsgesetz Min-
deststandards für Befristungen 
schaffen und für mehr Gestaltungs-
spielräume der Tarifparteien sorgen.

Bündnis 90 / Die Grünen: Bessere 
Perspektiven für den wissenschaftli-
chen Nachwuchs sind ein Kernan-
liegen unserer Wissenschaftspolitik. 
Ein Pakt für zukunftsfähige Perso-
nalstrukturen und den wissen-
schaftlichen Nachwuchs soll das 
Wissenschaftszeitvertragsgesetz re-
formieren, Mindeststandards für 
nachhaltige Beschäftigungsverhält-
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Für die FDP: 

Generalsekretär 

Patrick Döring.

Für Bündnis 90/

Die Grünen: 

Fraktionsvorsitzende 

Renate Künast. Für die CDU/CSU: 

Fraktionsvorsitzender 

Volker Kauder.

Für Die Linke:

Hochschulpolitische 

Sprecherin Nicole Gohlke.

Für die SPD: 

Faktionsvorsitzender 

Frank-Walter Steinmeier.
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nisse, neue Personalkategorien und 
1000 neue Juniorprofessuren mit 
Tenure Track schaffen. Ein weiteres 
Kernanliegen ist es, die Situation 
von Frauen im Wissenschaftsbe-
trieb zu verbessern.

FDP: Die Befristungsvorschrif-
ten des Wissenschaftszeitvertrags-
gesetzes haben sich bewährt. Die 
Diskussion über die Befristungsre-
geln muss der besonderen Situati-
on des Wissenschaftsbetriebs Rech-
nung tragen. Die wissenschaftliche 
Tätigkeit ist nicht nur die Vorberei-
tung auf eine Wissenschaftskarrie-
re an Universitäten, sondern auch 
auf eine Tätigkeit in der Wirtschaft, 
im öffentlichen Dienst oder ande-
ren Berufsbereichen. 

Die Linke: Wir treten für eine 
Reform des Bafögs ein. Die Bedarfs-
sätze müssen – ebenso wie die Frei-
beträge – um zehn Prozent steigen 
und sollten grundsätzlich als Voll-
zuschuss gezahlt werden. Mittel-
fristig muss das Bafög eine eltern-
unabhängige Förderung werden. 

Eine Wohnungsoffensive soll 
dauerhaft unter anderem mindes-
tens 25 000 zusätzliche, bezahlbare 
Wohnheimplätze im Rahmen eines 
Bund-Länder-Programms schaffen. 

 Das Recht auf ein Studium muss 
auch einen Rechtsanspruch auf ein 
Masterstudium umfassen. Selbst-
verständlich muss das Studium ge-
bührenfrei sein. Wir wollen ein 
selbstbestimmtes Studium mit 
Raum für studentische Initiativen 
und mit hervorragender Betreu-
ung. Dafür sind mehr Dozenten er-
forderlich.

SPD: Das Thema gute Lehre und 
Initiativen zur Qualitätsverbesse-
rung von Lehre und Studium gehö-
ren ins Zentrum unserer hoch-
schulpolitischen Anstrengungen. 
Für bessere Lehre an den Hoch-
schulen werden wir den Pakt „Gute 
Lehre” ausbauen.

Die gestiegenen Studierenden-
zahlen sind ein Erfolg. Wir wollen 
durch eine Ausweitung des Hoch-
schulpakts die zunehmende Studi-
ennachfrage aufgreifen und Hoch-
schulen dabei helfen, ihr Studien-
angebot auszubauen. Wir setzen 
uns für die Anerkennung des Ba-
chelors als ersten berufsqualifizie-
renden Abschluss ein.

Bündnis 90 / Die Grünen: Wir 
wollen ein besseres und leistungs-
fähigeres Bildungs- und Wissen-
schaftssystem. Dazu wollen wir 
kurzfristig den Hochschulpakt 2 
um jährlich eine  Milliarde Euro 
aufstocken. Denn noch immer bre-
chen im Durchschnitt 25 Prozent 
der Studierenden ihr Studium ab, 
in den Mint-Fächern im Jahr 2011 
sogar 35 Prozent. Nur wenn das 
Geld von Bund und Ländern aus-
reicht, gute Studienbedingungen 
zu schaffen, wird der Hochschul-
pakt erfolgreich sein. Gleichzeitig 
müssen verfassungsrechtliche Blo-
ckaden abgeräumt werden, damit 

der Bund die Länder beim Ausbau 
von Studienplätzen finanziell un-
terstützen darf.

FDP: Wir wollen Anreize für ei-
ne gute Hochschullehre setzen. Da-
zu muss deren Grundfinanzierung 
länderübergreifend neu organisiert 
und auf das Prinzip „Geld folgt 
Studierenden“ umgestellt werden: 
Für jeden Studierenden, der sich 
für eine Hochschule entscheidet, 
erhält sie eine Zahlung aus einem 
Fonds, der sich aus Beiträgen aller 
Länder finanziert. Berechnungs-
grundlage für die Zahlungen an die 
Hochschulen sind Sätze, welche 
die jeweiligen Kosten für die ver-
schiedenen Studienrichtungen be-
rücksichtigen. 
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GDCh et al. zu Forschung,  
 Bildung und Innovation

Deutschland braucht mehr In-

vestitionen in Bildung, Wissen-

schaft und Forschung, weniger 

Innovationshemmnisse sowie 

eine Infrastruktur, die neue Pro-

dukte und Verfahren unter-

stützt. Die Forschung an Hoch-

schulen und anderen For-

schungseinrichtungen muss 

weiterhin qualitäts- und leis-

tungsorientiert gefördert wer-

den. Zusätzlich ist eine steuerli-

chen Forschungsförderung für 

Unternehmen einzuführen. Der 

Staat soll mehr in die Schul- und 

Hochschulbildung investieren 

und den naturwissenschaftlich-

technischen Unterricht ausbau-

en. Die gleichen Bildungsstan-

dards sollen in allen Schulfä-

chern bundesweit gelten. Ba-

chelor- und Masterstudiengän-

ge müssen weiterentwickelt 

werden.

http://delivr.com/2vh3m

Welche Voraussetzungen für bes-
sere Studienbedingungen, gerin-
gere Abbruchquoten und bessere 
Lehre werden Sie schaffen?

CDU/CSU: Für den „Qualitäts-
pakt Lehre“ stellt der Bund zwi-
schen den Jahren 2011 und 2020 
etwa zwei Milliarden Euro Verfü-
gung. Die 78 Universitäten, 78 
Fachhochschulen sowie 30 Kunst- 
und Musikhochschulen haben zu-
nächst bis zum Jahr 2016 Zeit, ihre 
Konzepte von guter Lehre und ver-
besserten Studienbedingungen in 
die Praxis umzusetzen. Nach einer 
positiven Zwischenbegutachtung 
der geförderten Projekte kann eine 
weitere Förderung – längstens bis 
Ende 2020 – erfolgen.



In welchem Rahmen wollen Sie 
außerschulische Lernorte und 
Schülerlabore fördern und finan-
zieren?

CDU/CSU: Das Programm zur 
„Förderung der Berufsorientierung 
in überbetrieblichen und vergleich-
baren Berufsbildungsstätten“ soll 
ausgebaut werden. Ein wichtiges In-
strument, um das Interesse der Kin-
der an den Naturwissenschaften zu 
wecken, ist für uns die Stiftung 
„Haus der kleinen Forscher“. Schon 
mehr als 25 000 Krippen, Kitas, Hor-
te und Grundschulen haben sich in 
über 230 regionalen Netzwerken auf 
den Weg gemacht. Mehr als 3000 
Einrichtungen sind als „Haus der 
kleinen Forscher“ zertifiziert. Darü-
ber hinaus unterstützen wir private 
Initiativen zur Errichtung von Schü-
lerlabors in Schulen.

Die Linke: Außerunterrichtliche 
und außerschulische Bildungsange-
bote müssen für alle zugänglich sein. 
Um durch den Bund finanzielle Mit-
tel dafür bereitzustellen, muss das 
Kooperationsverbot aufgehoben 
werden (siehe Frage 1).

SPD: Wir setzen uns ein für eine 
Stärkung regionaler Bildungsland-
schaften in der Breite. Diese Ko-
operationen müssen offen sein für 
alle Akteure. Für die Ausgestaltung 
der Schulpolitik sind nach dem 
Grundgesetz die Bundesländer ver-
antwortlich.

Bündnis 90 / Die Grünen: Wir 
setzen uns für bessere Bildung und 
Chancengleichheit für alle Kinder 
ein. Ganztagsschulen sind der Kern 
eines chancengerechten und inklusi-
ven Bildungssystems, denn sie bie-
ten den Rahmen, in dem individuali-
siertes und kreatives Lernen stattfin-
det. Nach Aufhebung des Kooperati-
onsverbots wollen wir ein neues 
Ganztagsschulprogramm. Der 
Schulträger vor Ort entscheidet, ob 
Schülerlabore eingerichtet oder Ko-
operationen mit naturwissenschaft-
lich ausgerichteten Einrichtungen 
vor Ort genutzt werden.

FDP: Verfassungsrechtlich ist es 
dem Bund nicht möglich, solche 
Einrichtungen unmittelbar zu för-
dern oder zu finanzieren. Gleich-
wohl setzen wir uns dafür ein, dass 

Bildungseinrichtungen sich der 
Vermittlung neuester wissenschaft-
licher Erkenntnis annehmen und 
kommende Generationen eine ra-
tional fundierte Basis für das weite-
re Leben erhalten. 

Welchen Stellenwert messen Sie 
der Grundlagenforschung bei, 
und welche Rolle spielen hierbei 
außeruniversitäre Forschungsein-
richtungen?

CDU/CSU: Die Kette von der 
Grundlagenforschung bis zum 
Transfer von Erkenntnissen in 
Wirtschaft und Gesellschaft hat ei-
ne nicht zu überschätzende Bedeu-
tung für die Prosperität einer Ge-
sellschaft. Exzellente Grundlagen-
forschung wird gleichermaßen an 
den Hochschulen und außeruni-
versitären Forschungseinrichtun-
gen wie den Instituten der Max-
Planck-Gesellschaft betrieben und 
dort auch vom Bund gefördert. Bei-
des hat sich bewährt.

Die Linke: Wir sehen die intrin-
sisch motivierte Grundlagenfor-
schung als essenzielle Funktion 
von Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen. Forschung aus 
Drittmitteln oder gar im Auftrag 
kann diese Funktion nicht erset-
zen. Radikale Innovationen und 
bahnbrechende Forschungen ge-
deihen am besten in einem Klima 
der eigenmotivierten Kreativität. 
Nicht zuletzt haben Wissenschaft-
ler eine kritische Funktion in einer 
demokratischen Gesellschaft, die 
der Wettbewerb um Mittel nicht 
behindern sollte.

Die Vorschläge der Linksfraktion 
zur Finanzierung der Wissen-
schaftslandschaft (Langversion un-
ter http://delivr.com/2m6rx) stellen 
daher die Stärkung einer unabhän-
gigen Forschung in den Mittel-
punkt.

SPD: Wir bekennen uns unmiss-
verständlich zur Freiheit der For-
schung. Grundlagenforschung ist 
für uns ein Wert an sich und bedarf 
keiner ökonomischen Rechtferti-
gung. Sie ist Basis aller weiteren Ar-
beiten insbesondere in Bezug auf 
stärker anwendungsorientierte Fra-
gen. Die außeruniversitären For-

schungsorganisationen sind we-
sentliche Impulsgeber und Förde-
rer der Grundlagenforschung.

Wir wollen über die Förderung 
der außeruniversitären Forschung 
hinaus die Hochschulen wieder stär-
ker in die Lage versetzen, eigene 
Grundlagenforschung zu betreiben 
und zu fördern. 

Bündnis 90 / Die Grünen: Wir 
messen der Grundlagenforschung 
eine bedeutende Rolle im Wissen-
schaftssystem und für wirtschaftli-
che Sprunginnovationen bei. Des-
halb sehen wir mit Sorge u. a. die 
Folgen der sinkenden Grundfinan-
zierung der Hochschulen. Dadurch 
werden die nicht programmgebun-
dene Forschung und der F+E-rele-
vante Nachwuchs gefährdet. Auch 
die außeruniversitäre Grundlagen-
forschung (z. B. durch die Max-
Planck-Gesellschaft) leistet wichtige 
Beiträge zu neuen gesellschaftlich 
wie wirtschaftlich wichtigen Er-
kenntnissprüngen.

FDP: Wir wollen die Hochschulen 
als Träger der Grundlagenforschung 
im Forschungs- und Innovationssys-
tem stärken. Zur Ausfinanzierung 
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Die Leibniz-Gemeinschaft zur deutschen
 Wissenschaftslandschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft will den Pakt für For-

schung und Innovation von Bund, Ländern und Wis-

senschaftsorganisationen fortsetzen. Das Kooperati-

onsverbot nach Artikel 91b Grundgesetz soll aufge-

hoben werden. Denn bisher dürfen Bund und Länder 

an Hochschulen nur thematisch und zeitlich be-

grenzt in Fällen überregionaler Bedeutung gemein-

sam fördern. Zudem soll eine einheitliche 

70:30-Bund-Länder-Finanzierung aller außeruniversi-

tären Forschungseinrichtungen eingeführt werden.

http://delivr.com/2znuc



öffnung neuer Kooperationsmöglich-
keiten zwischen Hochschulen, au-
ßeruniversitären Forschungseinrich-
tungen und forschenden Unterneh-
men wollen wir ein tragfähiges Fun-
dament für einen fairen Wettbewerb 
im Wissenschaftssystem nach dem 
Auslaufen der Exzellenzinitiative 
und überregionale exzellente Stand-
orte für die Forschung schaffen.

Was planen Sie zu den Overhead-
kosten, die anfallen, wenn Hoch-
schulen und Industrie zusammen 
forschen?

CDU/CSU: Zu Finanzierung des 
Overheads der Hochschulen im 
Rahmen der Projektförderung ha-
ben wir Programmpauschalen bei 
der DFG und den Programmen des 
BMBF eingeführt. Diese haben sich 
bewährt. Im Rahmen verfügbarer 
Mittel ist eine Anpassung an die 
tatsächlichen Kosten wünschens-
wert und sinnvoll.

Die Linke: Overheadkosten fal-
len immer an, wenn Drittmittel in 
Hochschulen fließen, da diese in 
der Regel nur die direkten Kosten 
abdecken. Wir schlagen seit langem 
vor, statt immer neuer Projektför-
derinitiativen die Höhe der Gemein-
kostenpauschalen den tatsächlichen 
Kosten anzunähern. Konkret sollen 
die Pauschalen in einem ersten 
Schritt auf 40 Prozent und danach 
in weiteren jährlichen Schritten um 
5 Prozent auf 60 Prozent steigen.

Kooperationen mit der Industrie 
sollten langfristig gleichgestellt 
und in Richtung Vollkostenfinan-
zierung gesteuert werden.

SPD: Wir wollen verhindern, 
dass Erfolge der Hochschulen im 
Wettbewerb um Forschungsmittel 
zulasten der Aufgabenerfüllung der 
Hochschulen in anderen Tätigkeits-
feldern wie etwa der Lehre gehen. 
Der aktuelle Stand der Overhead-
Finanzierung bildet noch nicht das 
wahre Kostengeschehen auf Seiten 
der Hochschulen ab. Unser Ziel ist 
es, dass zu allen öffentlichen Mit-
teln der Projektförderung auch eine 
Overhead-Finanzierung erfolgt, 
welche die faktischen – administra-
tiven – Kosten für Forschungspro-
jekte umfassend abdeckt.
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der zweiten Förderphase des Hoch-
schulpakts bis zum Jahr 2018 werden 
wir Bundesmittel in Höhe von 
2,7 Milliarden Euro zur Verfügung 
stellen. Jedoch muss es künftig wie-
der möglich sein, die Leistungsfähig-
keit der Hochschulen besser zu nut-
zen, um das gesamte Wissenschafts- 

und Forschungssystem zu stärken. 
Hierzu muss der Artikel 91b Abs. 1 
Nr. 2. des Grundgesetzes so geändert 
werden, dass der Bund in die Lage 
versetzt wird, in Fällen von überre-
gionaler Bedeutung nicht nur beson-
dere Vorhaben der Wissenschaft und 
Forschung an Hochschulen zu för-
dern, sondern auch Einrichtungen in 
Hochschulen. Eine Änderung des Ar-
tikels würde zugleich eine wissen-
schafts- und forschungsorientierte 
Kooperation der Hochschulen mit 
außeruniversitären Forschungsein-
richtungen ermöglichen. Mit der Er-

Bündnis 90 / Die Grünen: Ver-
einbarungen bezüglich der Over-
headkosten müssen die beteiligten 
Akteure treffen. Wir wollen die 
Hochschulen als Kooperationspart-
ner finanziell stärken und sehen in 
der programmorientierten For-
schungsförderung sowie in der ein-
zuführenden steuerlichen For-
schungsförderung für KMU geeig-
nete Förderinstrumente von Ko-
operationen.

FDP: Seit Beginn der christlich-
liberalen Koalition setzt sich die 
FDP für eine angemessene Beteili-
gung an den Overheadkosten der 
Hochschulen ein. So gibt es im 
Rahmen der direkten Projektförde-
rung eine Projektpauschale.

Wie wird Ihre Förderung der For-
schung und Entwicklung in der In-
dustrie aussehen, und welche 
Rolle spielen dabei die kleinen 
und mittleren Unternehmen?

CDU/CSU: Im Bereich des Bun-
desforschungsministeriums haben 
wir mit KMU-Innovativ ein Instru-
ment geschaffen, das den Zugang 
zu den großen Programmen für 
KMU erleichtert und gute Früchte 
trägt. Hier ist ein weiterer Ausbau 
möglich und geboten.

Die Linke: Nur eine unabhängi-
ge Forschung kann zukunftswei-
sende Analysen in gesamtgesell-
schaftlicher Verantwortung liefern 

Die Allianz der Wissenschaftsorganisationen 
mit einem Paket der Pakte

Das Bundestagswahl-Eckpunktepapier der Allianz 

der Wissenschaftsorganisationen heißt „Paket der 

Pakte – Weiterentwicklung des deutschen Wissen-

schaftssystems“ und enthält Vorschläge für die Po-

litik. Sie soll die finanziellen Rahmenbedingungen 

für die Wissenschaft und die Karriereperspektiven 

des wissenschaftlichen Nachwuchses verbessern. 

Kooperationen innerhalb des deutschen Wissen-

schaftssystems wie auch international sind auszu-

bauen.

 Forschungs- und Informationsinfrastrukturen 

müssen gefördert und Urheberrecht sowie Open 

Access weiterentwickelt werden. Zu den zehn Insti-

tutionen der Allianz gehören die Max-Planck-Ge-

sellschaft, die Deutsche Forschungsgemeinschaft, 

die Hochschulrektorenkonferenz und die Helm-

holtz-Gemeinschaft.

http://delivr.com/2qqef



und sich auch Fragen jenseits ihrer 
finanziellen Rentabilität anneh-
men. Wir setzen uns deshalb für ei-
nen hohen Anteil grundfinanzier-
ter Forschung ein.

Für die themengebundene För-
derung wiederum halten wir die 
Schaffung von qualitativen Leitbil-
dern für notwendig, welche die Be-
wältigung von sozialen und ökolo-
gischen Problemen ins Zentrum 
der Forschung rücken. 

Bei der Vergabe von Fördergel-
dern sind KMU angemessen zu be-
teiligen.

SPD: Wir werden neben der Pro-
jektförderung eine neue Form der 
steuerlichen Forschungsförderung 
etablieren, die kleinen und mittle-
ren Unternehmen zu Gute kommt.

Bündnis 90/Die Grünen: Zur Er-
schließung von Innovationspoten-
zialen setzen wir auf diverse Ko-
operationsarten zwischen For-
schung, Wissenschaft und Gesell-
schaft und einen vielseitigen Wis-
sens- und Technologietransfer. Wir 
wollen die Wissenschaft, insbeson-
dere die akademische Ausbildung, 
stärken, was der Industrie zugute-
kommt. Die programmorientierte 
Forschungsförderung wollen wir 
durch eine steuerliche Forschungs-
förderung für kleine und mittel-
ständische Unternehmen ergänzen. 
Sie sollen eine 15-prozentige Steu-
ergutschrift für ihre F+E-Ausgaben 
erhalten, die Sachkosten – und so-
mit die Aufwendungen für Auf-
tragsforschung – einschließt. 

FDP: Mit 567 100 in F+E Be-
schäftigten, davon 349 546 in der 
Wirtschaft, nimmt Deutschland in 
Europa eine Spitzenstellung ein. 
Wir schaffen die Voraussetzungen 
dafür, dass der Anteil der F+E-Aus-
gaben am BIP, der mit 2,9 Prozent 
über dem EU-Durchschnitt liegt, 
weiter steigt. Wir werden eine steu-
erliche Forschungsförderung in Er-
gänzung des bestehenden Systems 
aus institutioneller und projektbe-
zogener Förderung einführen. Wir 
ermöglichen klein- und mittelstän-
dischen Unternehmen mit eigener 
Spitzenforschung einen unbürokra-
tischen und beschleunigten Ein-
stieg in die technologiespezifische 

F+E-Förderung. Wir wollen die 
Rahmenbedingungen für privates 
Wagniskapital verbessern und den 
informellen Kapitalbeteiligungs-
markt der Business Angels verbes-
sern, um so die Finanzierungslü-
cken in der Frühphase von innova-
tiven Unternehmen zu schließen. 
Wir werden das Programm Exist 
fortführen und weiterentwickeln. 

Wie werden Sie das Erneuerbare-
Energien-Gesetz der Industrie an-
passen?

CDU/CSU: Ziel ist es, das EEG in 
der nächsten Legislaturperiode so 
auszugestalten, dass es den aktuel-
len Anforderungen der Energiewen-
de gerecht wird. Eckpunkte einer 
Reform sind zuerst die Sicherung 
des Erreichens unserer anspruchs-
vollen Ausbauziele. Daneben geht es 
um die Verbesserung des Kosten-
Nutzen-Verhältnisses, eine stärkere 
Marktorientierung, die Verknüp-
fung des Ausbaus der erneuerbaren 
Energien mit den erforderlichen 
konventionellen Back-up-Kapazitä-
ten, eine Synchronisierung des Aus-
baus der erneuerbaren Energien mit 
dem Netzausbau, die Schaffung von 
permanenten Innovationsanreizen, 
Überprüfung der Ausnahmetatbe-
stände für die Unternehmen und die 
bessere Einbindung in den europäi-
schen Strombinnenmarkt. Die Dis-
kussion um die Neuausrichtung der 
Förderung soll in einem gesamtge-
sellschaftlichen Rahmen erfolgen.

Die Linke: Eine Preisaufsicht 
muss dafür sorgen, dass die niedri-
gen Börsenstrompreise weiter gege-
ben werden. Die Privilegien für 
stromintensive Unternehmen sind 
zu reduzieren.

SPD: Wir wollen den Ausbau er-
neuerbarer Energien sozial- und 
naturverträglich fördern und das 
System der Strompreisbildung un-
ter den Prämissen der Versorgungs-
sicherheit und Bezahlbarkeit 
grundlegend neu konzipieren und 
aufeinander abstimmen. Das ist zu-
sammen mit der Steigerung der 
Energieeffizienz und dem Energie-
sparen entscheidend für das Gelin-
gen der Energiewende. Wir wollen 
eine grundlegende Reform des 

EEG. Mit ihrem stetig wachsenden 
Anteil an der Stromerzeugung 
müssen die erneuerbaren Energien 
mehr Verantwortung für eine stabi-
le Versorgung übernehmen.

Bündnis 90 / Die Grünen: Die 
Industrie profitiert zurzeit von sin-

kenden Börsenstrompreisen, die 
auch auf den Ökostrom-Ausbau 
durch das EEG zurückgehen. Dies 
wollen wir fortführen, zudem das 
EEG von unnötigen Kosten befrei-
en und so den Mittelstand entlas-
ten: Die Industrieprivilegien sollen 
wieder auf Härtefälle beschränkt 
werden, die im internationalen 
Wettbewerb stehen, und der Min-
destbeitrag soll angehoben werden.

FDP: Im Vordergrund stehen 
Versorgungssicherheit und Bezahl-
barkeit von Energie. Mit einem 
wachsenden Anteil erneuerbarer 
Energien am Strommix müssen wir 
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Bundestagswahl im Internet

www.bundestag.de stellt die Funktion und Orga-

nisation des Parlaments vor, mit Portal zur Bundes-

tagswahl 2013. Verantwortlich ist der Deutsche 

Bundestag.

http://wahl.de misst und bewertet die Online-Ak-

tivität von Parteien und Politikern. Verantwortlich 

ist die Medienagentur Compuccino. 

www.election.de liefert Meldungen, Meinungs-

umfragen und ein Archiv. Verantwortlich ist der In-

formatiker Matthias Moehl. 

www.wahl-o-mat.de enthält ein Frage-und-Ant-

wort-Tool, das zeigt, welche zu einer Wahl zugelas-

sene Partei der eigenen politischen Position am 

nächsten steht. Verantwortlich ist die Bundeszen-

trale für politische Bildung.

www.lpb-bw.de bietet u. a.ein Skatspiel mit Politi-

kerkarikaturen von Brüderle über Merkel bis Wa-

genknecht. Verantwortlich ist die baden-württem-

bergische Landeszentrale für politische Bildung .



sicherstellen, dass der Ausbau der 
Erneuerbaren stärker marktwirt-
schaftlichen Mechanismen folgt. 
Produzenten müssen mehr Verant-
wortung für ihr Produkt überneh-
men und dazu veranlasst werden, 
ihren Strom bedarfsgerecht zur Ver-
fügung zu stellen. Dies geht nur, 
indem die erneuerbaren Energien 
an den Markt herangeführt werden 
und sich nach Angebot und Nach-
frage richten. Wir schlagen vor, die 
Förderung weg von der festen Ein-
speisevergütung und hin zur Di-
rektvermarktung umzustellen. Da-
bei soll Strom aus erneuerbaren 
Energien mit einem Preiszuschlag 
unterstützt werden, aber generell 
sollen die Erlöse am Markt erzielt 
werden. Außerdem befürworten 
wir automatische Förderkürzun-
gen bei Überschreiten vorgegebe-
ner Ausbauziele. Langfristig ist ein 
europäisches Mengenmodell ein 
Ziel, um einen Mindestanteil er-
neuerbarer Energien an den kos-
tengünstigsten Standorten Europas 
zu produzieren. Wir wollen mehr 
Markt und raus aus der Planwirt-
schaft. Die Festlegung von Strom-
preisen durch die Politik darf kein 
Dauerzustand sein. Wir unterstüt-
zen die Einführung einer Strom-
preisbremse, damit zu Beginn des 
Jahres 2014 die Strompreise nicht 

steigen. Neue Anlagen erneuerba-
rer Energien und begünstigte Un-
ternehmen müssen einen angemes-
senen und kurzfristig realisierbaren 
Beitrag zur Stabilisierung der EEG-
Umlage leisten. 

Welche Strategie verfolgen Sie 
beim Atommüll und welche beim 
Fracking?

CDU/CSU: Wir erarbeiten der-
zeit ein Gesetz zur Suche eines 
Standorts für ein Endlager für Wär-
me entwickelnde radioaktive Ab-
fälle (Standortauswahlgesetz). Da-
mit gehen wir die generationsüber-
greifende Aufgabe der sicheren und 
dauerhaften Lagerung der Abfälle 
an. Wichtige Entscheidungen in-
nerhalb des Auswahlverfahrens 
werden als Gesetz beschlossen. Das 
betrifft besonders die Frage der Er-
kundung einzelner Standorte. 
Auch die Entscheidung über den 
endgültigen Standort wird per Ge-
setz getroffen. Nach dem Auswahl-
verfahren bis spätestens 2031 kann 
der Bau des Endlagers starten. 

Die Unionsfraktion wird sicher-
stellen, dass beim Fracking keine 
gefährlichen Stoffe in das Erdreich 
oder das Grundwasser gelangen.

Die Linke: Grundvoraussetzun-
gen für eine neue Endlagersuche 
sind die Gewährleistung wissen-
schaftlicher Unabhängigkeit, trans-
parenter Entscheidungswege und 
demokratischer Legitimation. Die-
sen Kriterien wird der zwischen 
Regierung, SPD und Grünen ausge-
kungelte Konsens nicht gerecht.

Die Linke will Fracking in 
Deutschland verbieten. Nur Fra-
cking mit giftigen Chemikalien zu 
verbieten, ignoriert die verbleiben-
den Risiken.

SPD: Wir gestalten die Suche 
nach einem nationalen Atommüllla-
ger mit gesellschaftlicher Beteili-
gung auf der Grundlage transparen-
ter wissenschaftlicher Kriterien neu, 
um einen gesellschaftlichen und po-
litischen Konsens zu erreichen. 

Es fehlen noch viele und grund-
legende Informationen, um die 
Auswirkungen und Risiken der 
Fracking-Technik zu beurteilen. 
Wir setzen uns für einen Verzicht 

auf Fracking ein, bis alle Risiken 
für Gesundheit und Umwelt bewer-
tet und ausgeschlossen wurden.

Bündnis 90 / Die Grünen: Wir 
wollen, dass mit Bürgerbeteiligung 
bundesweit, ergebnisoffen, nach 
wissenschaftlichen Kriterien und 
transparent der bestgeeignete 
Atommüll-Endlagerstandort ge-
sucht wird. Die Suche muss von 
den Verursachern finanziert wer-
den. Atommüllexport wollen wir 
verbieten.

Das Fracking, also die Förde-
rung von unkonventionellem Erd-
gas insbesondere mit giftigen Che-
mikalien, lehnen wir wegen der 
unabsehbaren Gefahren für Ge-
sundheit und Umwelt ab. Es behin-
dert darüber hinaus Klimaschutz 
und Energiewende. Zudem dürfen 
giftige Lagerstättenwasser nicht 
wieder verpresst werden.

FDP: Eine verantwortungsvolle 
Nutzung der Kernenergie ver-
langt die sichere Entsorgung ra-
dioaktiver Abfälle. Wir stehen 
deshalb für die ergebnisoffene Su-
che eines Endlagers für hochra-
dioaktive Abfälle. In einem stu-
fenweisen Verfahren sollen geeig-
nete Standorte geprüft werden. 
Dabei darf kein Standort von vorn-
herein ausgeschlossen werden. 
Bürgerbeteiligung und eine ab-
schließende Standortentscheidung 
durch ein Bundesgesetz sollen die 
gesellschaftliche Akzeptanz si-
chern. 

Es ist Ziel der FDP, die Möglich-
keit zum Einsatz der Fracking-Me-
thode in Deutschland aufrecht zu 
erhalten, aber gleichzeitig den 
Schutz der Umwelt drastisch zu 
verbessern. Dabei hat der Schutz 
des Grund- und Trinkwassers 
höchste Priorität. 
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Der VCI zur Industriepolitik

Die Programme der großen Par-

teien zur Bundestagswahl ge-

ben nach Ansicht des Verbands 

der Chemischen Industrie (VCI) 

keine ausreichenden Antworten, 

um die Wettbewerbsfähigkeit 

des Landes voranzubringen. VCI-

Präsident Karl-Ludwig Kley 

warnt vor einem industriepoliti-

schen Stillstand in der nächsten 

Legislaturperiode. Sorgen berei-

ten ihm vor allem die Planlosig-

keit in der Energiepolitik, Maßlo-

sigkeit in der Steuerpolitik, Rat-

losigkeit in der Gesundheitspoli-

tik und Mutlosigkeit in der For-

schungspolitik.

http://delivr.com/2yn8r



Welche Biotechniken werden Sie 
stoppen, dulden, fördern, und wo 
liegen Ihre Prioritäten bei der For-
schung zur synthetischen Biologie?

CDU/CSU: Alle Bereiche (rot, 
grün, weiß) sind wichtige For-
schungsfelder für einen exportori-
entierten Hochtechnologiestandort 
wie Deutschland. Dies gilt auch für 
die synthetische Biologie. Sicher-
lich wird man mit fortschreitenden 
Erkenntnissen sowohl den rechtli-
chen Rahmen als auch die ethi-
schen Leitplanken immer wieder 
reflektieren und die Forschungs-
perspektiven daran spiegeln müs-
sen. Prioritäten liegen für uns dort, 
wo neue Erkenntnisse die Lebens-
situation von Menschen – etwa in 
der Gesundheitsforschung – ver-
bessern.

Die Linke:  Wir setzen uns für eine 
gentechnikfreie Landwirtschaft und 
Imkerei ein. Dazu müsste der Anbau 
von Gentech-Pflanzen in der EU ver-
boten werden. So lange dafür keine 
Mehrheit zustande kommt, vertritt 
die Linke folgende Positionen: Gen-
technikfreie Regionen und Initiati-
ven sind zu stärken. Das EU-Zulas-

sungsverfahren muss transparent 
sein. Ökologische und sozio-ökono-
mische Kriterien sind einzubezie-
hen. Das MON-810-Verbot muss Be-
stand haben und der Anbau der Am-
flora-Kartoffel untersagt werden. 
Freisetzungsanträge zu Forschungs-
zwecken sind zu versagen. Die Null-
toleranz darf nicht aufgeweicht wer-
den. Für Schäden durch die Agro-
Gentechnik sollen nicht nur die 
Landwirte, sondern auch die Gen-
techunternehmen haften. Es gilt das 
Verursacherprinzip. Die Ohne-Gen-
technik-Kennzeichnung muss ge-
stärkt und weiterentwickelt werden.

Bei der Gendiagnostik, der 
Stammzellforschung und weiteren 
bioethischen Fragen hat die Linke 
naturgemäß wegen der ethischen 
Dimension keine einheitliche Posi-
tion. Dies gilt auch für viele Tech-
niken der synthetischen Biologie. 

Die Linke stellt sich gegen die 
Kommerzialisierung genetischer 
und allgemein biologischer Res-
sourcen – etwa durch Patentierung.

SPD: Wir setzen auf eine umfas-
sende Förderung von Wissenschaft 
und Forschung. Grenzen finden 
Wissenschaft und Forschung vor 
allem dort, wo Risiken für Umwelt 
und Mensch bestehen. Exzellenz 
muss das zentrale Kriterium bei der 
Vergabe von Mitteln der For-
schungsförderung sein. In der syn-
thetischen Biologie bieten sich in-
teressante Forschungsfragen, deren 
Bearbeitung wir fördern wollen.

Bündnis 90 / Die Grünen: Wir 
planen nicht, die Erforschung ein-
zelner biotechnologischer Metho-
den zu stoppen. Bei der Agro-Gen-
technik und der Forschung mit 
embryonalen Stammzellen beurtei-
len wir allerdings eine Förderung 
mit öffentlichen Mitteln kritisch. 

Die synthetische Biologie wer-
den wir nach ähnlichen Kriterien 
beurteilen wie die Gentechnik: So-
lange eine Freisetzung nicht vorge-
sehen ist und ein unbeabsichtigtes 
Entweichen zuverlässig vermieden 
werden kann, stehen wir dieser 
neuen Technologie nicht grund-
sätzlich ablehnend gegenüber. Be-
züglich des Missbrauchspotenzials 
von beispielsweise künstlich herge-

stellten Pathogenen werden wir 
uns für eine strikte Überwachung 
und gegebenenfalls Beschränkung 
der Forschung einsetzen.

FDP: Wir arbeiten an einer ge-
schlossenen Strategie für die rote, 
grüne, weiße und zunehmend auch 
blaue Biotechnologie für eine bes-
sere medizinische Versorgung, ge-
sunde landwirtschaftliche Produk-
te, ressourcenschonende und um-
weltverträgliche Produktionspro-
zesse sowie Medikamente und 
Wirkstoffe. Das Potenzial der Bio-
technologie wurde noch nicht aus-
geschöpft. Dies kann sich aber 
durch eine engere Verzahnung von 
Bio- und Ingenieurwissenschaften 
ändern. Der Strategieprozess 
„Nächste Generation biotechnolo-
gischer Verfahren“ lässt Visionen 
entstehen und bringt Forscher aus 
den Bio- und Ingenieurwissen-
schaften zusammen.

Die FDP sieht in der syntheti-
schen Biologie ein viel verspre-
chendes Forschungsgebiet mit dem 
Potenzial, Innovation und techno-
logischen Fortschritt zum Wohl 
der Gesellschaft und insbesondere 
zur Entwicklung der wissensbasier-
ten Bioökonomie zu prägen. 

Wir werden als eines der ersten 
Länder weltweit einen ganzheitli-
chen Forschungsansatz für die 
nachhaltige Nutzung biologischer 
Ressourcen in vielfältigen Bran-
chen finden. Den Grundstein ha-
ben wir mit der Forschungsstrate-
gie Bioökonomie 2030 gelegt. BB

Mehr Antworten

Den hier gedruckten Text haben 

die Nachrichten aus der Chemie 

gekürzt. Alle von den Nachrich-

ten aus der Chemie und dem 

Verband Biologie, Biowissen-

schaften und Biomedizin in 

Deutschland an die Parteien 

gestellten Fragen 

und deren ausführ-

liche Antworten 

stehen auf der 

GDCh-Webseite:

http://delivr.com/2ejww
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